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Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverfiegelt find porzofre:. 


i e e b 
Weiteres zur Frage: „Wer hat den beſten Rechtsanſpruch auf ein 
abgeworfenes Hirſchgeweih, — Finder, Grundeigenthümer 


oder Jagdberechtigter“? 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Ein Erkenntniß des Caſſationshofes über das entſchiedene Aufgeben der öſter— 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft durch einfache Anmeldung, und über den Fort⸗ 
beſland des § 111 a. b. ©, B. trotz der ergangenen interconfeſſionellen und 
Staatsgrundgefetze. 

Zur Auffaſſung des Begriffs des „zuſammenhängenden Grundcomplexes“ im Sinne 
des Jagdpatentes. 

Verordnung. 

Derionalten. 

Erledigungen. 


Weiteres zur Frage: „Wer hat den beiten Kechts- 
anſpruch auf ein abgeworfenes Hirſchgeweih, — 
Finder, Grundeigenthümer oder Zagdͤberechtigter“? 


Dieſe vom oberſten Gerichtshof in Oeſterreich noch nicht prä— 
judicirte, gewiß weniger wegen des praktiſchen Werthes eines ſolchen An⸗ 
ſpruches als wegen der prineipiell wichtigen Deduction desſelben 
intereſſante Frage wurde in Nr. 46 dieſer Zeitſchrift dahin beant⸗ 
wortet: „Der Jagdberechtigte, in deffen Revier das Hirſchgeweih ge— 
funden wurde, kann dasſelbe anſprechen.“ 


Dieſer nach meiner Anſicht unrichtige Rechtsſatz wird aus 


dem angeblichen, aus § 1 der Jagd- und Wildſchützenordnung vom 
28. Februar 1786 deducirten ect des Jagd⸗ 
berechtigten an dem noch nicht apprehendirten Wilde und aus dem 
Eigenthumserwerbstitel des § 405 a. b. G. B. („alle Nutzungen, 
welche aus einem Thiere entſtehen, wachſen dem Eigenthümer des 
Thieres zu“) abgeleitet und ſpricht wohl ſeiner Tendenz und prak— 
tiſchen Conſequenz nach dem Jagdberechtigten das Eigenthumsrecht an dem 


von noch nicht occupirtem Wilde abgeworfenen Geweihe zu, — ob 


ſchon wortlich nur ein „ausſchließliches Zueignungsrecht“ 
des Jagdberechtigten an dieſer Nutzung des Wildes behauptet wird. 

Zunächſt iſt an dieſer Deduction zu conſtatiren, daß fie zur 
Begründung eines Privatrechtes an einer Sache ſich theilweiſe auf 


ein polttiſches Geſetz: Die Jagdordnung vom 28. Februar 1786 


und zugleich auch, wie die Beziehung des Rechtsgrundſatzes des § 405 
a. b. G. B. beweist, auf das bezuglich der privatrechtlichen Eigen⸗ 
thums⸗Erwerbungsarten wohl allein maßgebende allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch berufe, daß ſie aber eine andere Hauptregel desſelben 
Privatrechtes, nämlich den § 295 a. b. G. B. (wornach das noch 
nicht gefangene oder erlegte Wild — Zugehör des Grundes und 
Bodens und daher Eigenthum des Grundeigeuthümers iſt) gänzlich 
bei Seite ſetze; endlich daß ſie dem Wortlaute nach ein dem bürger⸗ 


lichen Geſetzbuche bezüglich ſolcher Objecte fremdes ausſchließliches 
Zueignungsrecht an den Thier⸗Nutzungen conſtruire, während das 


bürgerliche Geſetzbuch nicht im § 405, ſondern nur im § 382 und 
§ 407 von einem ſolchen Rechte ſpricht. 

Bezüglich der Geltung der politiſchen Gelege ſagt nun aller⸗ 
dings $ 383 a. b. G. B. in dem Hauptſtücke über die Erwerbung 
des Eigenthums durch Zueignung: „Wem das Recht zu jagen ge— 
bühre .. .. wie der übermäßige Anwachs des Wildes gehemmt oder 
der vom Wilde verurſachte Schaden erfetzt werde iſt in 
den politiſchen Geſetzen feſtgeſetzt“ damit hat fi, um mich 
des Ausdruckes des beſprochenen Artikels zu bedienen „das bürgerliche 
Geſetzbuch allerdings als maßgebende Quelle des Jagdrechtes desavou— 
irt,“ — aber keineswegs als Rechtsnorm für den außerhalb der 
jagdrechtlichen Occupation liegenden Eigenthums- und Privatrechts 
erwerb, es hat vielmehr an dieſer Stelle nur jene politiſchen Geſetze, 
welche ſich auf den „Thierf aug.“ das „Recht zu jagen“ und „zu 
fiſchen“ fowie auf den Schutz des Grundeigenthums gegen den Wild⸗ 
ſchaden beziehen, als neben der Privatrechtsgeſetzgebung giltig, be— 
rufen. 

Bekanntlich war nach altem deutſchen Volksrechte die Jagd nebſt 
den übrigen Waldnutzungen und der Fiſcherei Zubehör des Eigen— 
thums an Grund und Boden, erſt durch die Ausbildung des Jagd— 


regales wurde ſpäter das Occupationsrecht an wilden Thieren von 


einem anderen Erforderniſſe, der Verleihung der Jagdgerechtigkeit, 
abhängig gemacht, dadurch wurde das frühere Recht, wonach das 
Grundeigenthum die Bedingung des Jagdrechtes war, für lange Zeit 
ſoweit verdrängt, als der anerkannte Umfang des Jagdregales reichte 
— es wurde ſo das urſprünglich aus dem Grundeigenthum folgende 
Occupationsrecht am Wilde zum Gegenſtande und Inhalte einer be— 
ſonderen Berechtigung, welche heute nach der mit dem kaiſerlichen 
Patente vom 7. März 1849 (R. G. Bl. Nr. 154) erfolgten Auf⸗ 
hebung des Jagdrechtes auf frendem Grund und Boden — wieder 
dem Grundeigenthümer („jedem Beſitzer eines zuſammenhängenden 
Grundcomplexes von wenigſtens zweihundert Joch“ § 5 des bezogenen 
Patentes) oder der Gemeinde „bezüglich der innerhalb der Gemein— 


demarkung gelegenen Grundſtücke“ ($ 5) mit der Verpflichtung zur 
ungetheilten Verpachtung oder Ausübung durch Sachverſtändige (8 7) 
dann zur Vertheilung des jährlichen Reinertrages unter die Geſammt⸗ 
heit den Grundeigenthümer, auf deren Grundbeſitze die Jagd 
von der Gemeinde ausgeübt wird, nach Maßgabe der Ausdehnung 
des Grundbeſitzes“ (§ 8) oder den mit den Grundeigenthümern oder 
Gemeinden contrahirenden Pächtern aus dem Pachtvertrage zuſteht. 

Die Jagdͤgerechtigkeit iſt ſonach wieder mit dem Grundeigen— 
thume in einen Nexus getreten und zwar in praxi ſchon vor dem 
Patente vom 7. März 1849, wie deſſen § 2 beweist, welcher „eine 
Entſchädigung für das aufgehobene Jagdrecht zu Gunſten der bisher 
Berechtigten nur in den Fällen“ gewährte, „wo es ſich erweislich 
auf einen mit dem Eigenthümer des damit belaſteten Grundes ab— 
geſchloſſenen entgeltlichen Vertrag gründet“. 

Umfang und Inhalt des nach der modernen Agrargeſetzgebung dem 


Grundeigenthume untergeordneten Jagdrechtes iſt in den §§ 1 und 2 des 
Erlaſſes des Miniſteriums des Innern v. 15. December 


1852, 3. 5681 deutlich dahin bezeichnet und begrenzt: „Das Jagdrecht 
beſteht in dem Befugniſſe der in dem Patente v. 7. März 1849 bezeichneten 
Jagdinhaber oder deren Pächter, die in ihrem Jagdreviere im Freien 
vorkommenden nützlichen Wildgattungen nach Zuläſſigkeit der Natur 
der Wildthiere und in einer dem Feld-, Wein- und Waldbaue im 
allgemeinen unſchädlichen Menge zu hegen, dieſelben zur Zeit ihrer 
beften Benützbarkeit kunſtmäßig zu fangen oder zu erlegen ...“ 
„Jeder Beſitzer oder Pächter eines Jagdbezirkes hat die Freiheit, in 
Wäldern, Auen oder Gebüſchen — Faſanen einzuſetzen, Haſen und 
anderes Wild in feinem Bezirke mit Hunden zu jagen oder zu hetzen, 
inſoferne dieſes ohne Beſchädigung was immer für eines Grund— 
eigenthümers geſchieht“ u. |. w. 

Von einem Eigenthumsrechte am unapprehen— 
dirten Wilde oder von einem Zueignungsrechte an den 
Nutzungen des noch nicht vecupirten Wildes iſt in dem 
bezogenen Miniſterial-Erlaſſe keine Rede und doch iſt 
der Wortlaut der bezogenen SS 1 und 2 des Miniſterialerlaſſes 
theilweiſe übereinſtimmend mit dem Texte der §§ 1 und 2 des 
alten Jagdpatentes vom 28. Februar 1786, welches letztere nach 
meiner Anſicht das in dem bekämpften Artikel dieſer Zeitſchrift 
bezogene Quaſi-Eigenthumsrecht („als ihr Eigenthum“) am 
unapprehendirten Wilde ſelbſt (nicht auch an deſſen Nur 
tzungen) nicht jedem Jagdberechtigten, ſondern nur den „Inhabern des 
Wildbannes“ (es wird in der dem § 1 vorausgehenden Alinea die 
Jagdgerechtigkeit der Privateigenthümer den kaiſerlichen Wild⸗ 
bännen gleichgeftellt), alſo nur den jagdberechtigten Grundeigen— 
thümern zuſprfcht. 

Ich gelange demnach zu folgenden Schlüſſen: 

Der Eigenthumserwerb wird durch die Normen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches ausſchließlich (ausnahmsweiſe allerdings nur 
dem Grunde [Titel] nach wie in den SS 365, 383, 385) geregelt; 
das wieder mit dem Grundeigenthume in einen Nexus gebrachte 
Jagdrecht iſt nach der jetzt geltenden Geſetzgebung auf das Recht der 
Wildhege, des Wildfanges, und Wilderlegens eingeſchränkt; der 
Grundeigenthümer iſt Eigenthümer des unapprehendirten Wildes 
(nach § 295 a. b. G. B.) und iſt daher auch (nach § 405 a. b. G. B.) 
Eigenthümer der Nutzungen dieſes Wildes — wenn daher das von 
unapprehendirtem Wilde abgelegte Geweih eine „Nutzung“ iſt “), ſo 
gehört dieſelbe bloß dem Grundeigenthümer und nicht dem Jagdbe— 
rechtigten. Dr. Leopold Adler. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Ein Erkenntniß des Caſſationshofes über das entſchiedene Aufge⸗ 

ben der oſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft durch einfache Anmel- 

dung, und über den Fortbeſtand des $ 111 a. b. G. B. trotz der er: 
gangenen interconfeſſionellen und Staatsgrundgeſetze. 

Bei der Caſſationsverhandlung am 4. Juni 1875 in der Straf⸗ 
ſache gegen Dominik Studeny wegen des Verbrechens der zweifachen 
Ehe fand der Caſſationshof Gelegenheit, ſich über die beiden Fragen: 

1. Ob zum Verluſte des öfter. Staatsbürgerrechtes die bloße 
Anmeldung der Verzichtleiſtung auf dasſelbe bei der competenten 
politiſchen Behörde genüge, oder ob die Erwerbung der Staatsbür⸗ 
gerſchaft in einem anderen Staate hiezu noch erforderlich ſei, und 

2. ob durch die Staatsgrundgeſetze die Beſtimmung des § 111 
a. b. G. B. aufgehoben ſei, auszuſprechen. 

Die Gründe des Erkenntniſſes, welches die nebſt anderem auch 
auf den $ 281 Abſ. 9 a St. P. O. ſich ſtützende Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde des Dominik Studeny verwarf, enthalten in dieſen beiden 
Richtungen Nachſtehendes: 

Dominik Studeny rügt die Nullität des § 281, 3 9 a in 
dreifacher Richtung, indem er behauptet, daß der § 206 St. G. auf 
ihn unrichtig mit Verletzung einer ganzen Reihe von Geſetzen ange— 
wendet wurde, und zwar a) mit Verletzung des § 5 St. P. O. in 
Verbindung mit den §§ 55 und 58 a. b. G. B, b) mit Verletzung 
des § 32 a. b. G. B. in Verbindung mit dem Auswanderungspa⸗ 
teute vom 24 März 1832, Nr. 2557 J. G. S., und dem Hof— 


) Dafür, daß auch das Geweih eine Thiernutzung ſei, ſpricht ſchon lex 28 
Dig 22, 1: In peeudum fructu etiam foetus est, sieut lac et pilus et 
lana 
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kanzleidecrete vom 14. Mat 1841, endlich c) mit Verletzung des 
Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 142, 
dann der Art. 4. 5 und 16 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 
49 R. G. Bl. Keines der eben citirten Geſetze wurde dem Studeny 
gegenüber auch nur im Mindeſten verletzt, denn 

ad a) hat der Gerichtshof erſter Inſtauz zur Anwendung des 
letzten Abſatzes des § 5 St. P. O. keinen geſetzlichen Aulaß, weil 
die Ehehinderniſſe der SS 55 und 58 a. b. G. B., wegen welcher 
allein Studeny ſeine erſte, mit Magd. S. eingegangene Ehe als eine 
ungiltige bezeichnen will, ſolche find, welche nach 8 94 a. b. G. B. 
nicht von Amtswegen, ſondern nur über Anlangen des Studer ſelbſt 
von dem competenten Civilrichter hätten in Unterſuchung gezogen 
werden können. 

ad b) Der § 32 a. b. G. B. verweiſet in Bezug auf den 
Verluſt der öſterr. Staatsbürgerſchaft durch Auswanderung auf die 
Auswanderungsgeſetze. Der Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. 
December 1867, Nr. 142 R. G. Bl. ſetzt zwar feſt, daß die Frei⸗ 
heit der Auswanderung von Staatswegen nur durch die Wehrpflicht 
beſchränkt ſei; allein der Art. 1 dieſes Staatsgrundgeſetzes lautet in 
ſeinem zweiten Abſatze dahin, daß das Geſetz beſtimme, unter welchen 
Bedingungen das öſterr. Staatsbürgerrecht erworben, ausgeübt und 
verloren wird. Da ein ſolches neues Geſetz, welches den Verluft der 
öſterr. Staatsbürgerſchaft durch Auswanderung im Sinne des Art. 
4 des Staatsgrundgeſetzes regeln würde, bisher nicht erfloſſen iſt, ſo 
muß noch immer das Patent vom 14. März 1832, 3. 2557 J. G. S. 
inſoweit es eben mit dem Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes im Einklage 
ſteht, als maßgebend betrachtet werden. 

Nach § 1 dieſes Patentes iſt aber als Auswanderer nur derjenige 
öſterreichiſche Unterthan anzuſehen, der ſich aus dem öſterr. Staate 
in einen auswärtigen Staat mit dem Vorſatze begibt, nicht wieder 
zurückzukehren. 

Daß unter dieſem „ſich begeben“ in einen auswärtigen Staat 
nicht etwa eine bloß vorübergehende Reiſe dahin, ſondern wenigſtens 
das Aufſchlagen des ordentlichen Wohnfitzes oder das Erwerben der 
Staatsbürgerſchaft daſelbſt verſtanden werden kann, bedarf wohl keiner 
weiteren Auseinanderſetzung, weil ja eben nur das Aufſchlagen des 
ordentlichen Wohnſitzes im Auslande, beziehungsweiſe das Erwerben 
einer anderen Staate bürgerſchaft, den Vorſatz, nicht wieder zurückzu— 
kehren, erkennen läßt. 

Wenn nun auch der § 9 des gedachten Patentes weiter beſtimmt, 
daß die mit Bewilligung Ausgewanderten die Eigenſchaft von öfter- 
reichiſchen Unterthanen verlieren, und in allen bürgerlichen und po— 
litiſchen Beziehungen als Fremde behandelt werden, ſo muß doch 
der Ausdruck „Ausgewanderten“ im Sinne des eben erwähnten § 1 
dieſes Patentes aufgefaßt, und kann derſelbe daher nur auf ſolche 
öſterreichiſche Unterthanen bezogen werden, welche ſich in einen aus— 
wärtigen Staat mit dem Vorſatze, nicht wieder zurückzukehren, be⸗ 
geben, d. i. die dortſelbſt ihren ordentlichen Wohnſitz aufſchlagen, 
oder die dortige Staatsbürgerſchaft erworben haben. 

Daß dieſe Auslegung der angeführten. in Bezug auf die 
Auswanderung und den Verluſt der bſterreichiſchen Staatsbürger⸗ 
ſchaft durch dieſelbe beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen die allein 
richtige iſt, hat nicht nur durch den diesfalls über Anregung der 
k. k. n. ö. Statthalterei vom k. k. Miniſterium des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem k. k. Landesvertheidigungs⸗Miniſterium ergangenen 
Erlaß vom 17. Juli 1870, 3. 3086, der ſich in analoger Meile 
ausſpricht, ſondern auch durch den § 36 der im Landesgeſetzblatte für 
Böhmen, Jahrgang 1870, Nr. 83, kundgemachten Beſtimmungen 
des mit a h. Entſchließung vom 8. Mai 1870 genehmigten Sta⸗ 
tutes für die k. k. Landwehr Ausdruck gefunden, nach welchem (Abf. 
3 und 4) die Landwehrmänner zur Auswanderung der Bewilligung 
vom Landesvertheidigungs-Miniſter bedürfen, und wenn ungeachtet 
der erhaltenen Bewilligung die Auswanderung unterbleibt, der Be- 
treffende den Reſt der durch ſeine Entlaſſung unterbrochenen Land⸗ 
wehrpflicht nachzutragen hat, welche letztere Beſtimmung eben nur 
auf der Erwägung beruhen kann, daß die bloße Bewilligung zur 
Auswanderung ohne wirkliche Auswanderung nicht genüge, um den 
um dieſe Bewilligung Eingeſchrittenen als aus dem öſterreichiſchen 
Staatsverbande ausgetreten zu betrachten und als Fremden zu be⸗ 
handeln. 

Das vorerwähnte geſetzliche Merkmal der wirklichen Auswan⸗ 
derung trifft aber bei Dominik Studeny offenbar nicht zu. Er hat 


wohl mit der Eingabe 3. 
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1147 der k. k. Bezirkshauptmannſchaft nungen auch für die Katholiken wieder reſtit uirt worden find. Der 


Chrudim, in deren Amtsbezirke ſein Heimatsort Chraſt gelegen iſt, | Uebertritt zur evangeliſch⸗helvetiſchen Religion hat demnach den Be— 


die Abſicht, in Deutſchland das Bürgerrecht zu erwerben, und zugleich 
ſeinen Austritt aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande angezeigt, und 
es wurde auch dieſe Anzeige von der genannten Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft zur Kenntniß genommen. Allein Studeny bat lediglich im 


Monate Mai 1872 eine kurze Reiſe nach Hamburg unternommen, um 
ſich — wie er glauben machen will — von dort nach Amerika 
einzuſchiffen; er wurde jedoch, nach ſeiner eigenen Angabe, anderen 
Sinnes und kehrte wieder nach W. in ſein Dienſtverhältniß zurück. 
Studeny hat demnach weder vor ſeiner Fahrt nach Hamburg noch 
ſeit ſeiner Rückkehr von dort den öſterreichiſchen Staat verlaſſen und 
ſich in einen auswärtigen Staat in der Abſicht, nicht wieder zurüd- 
zukehren, begeben, d i. in keinem auswärtigen Staate ſeinen 
ordentlichen Wohnſitz aufgeſchlagen, er iſt vielmehr fortwährend in 
Oeſterreich wohnhaft und in Anſtellung geblieben. Hiernach iſt Studeny 
im Sinne des § 1 des Auswanderungspatentes vom 24. März 1832, 
Nr. 2557 als Auswanderer nicht anzuſehen und ſeine Berufung auf 


das hier gar nicht in Frage kommende Hofkanzleidecret vom 14. 


Mat 1841 iſt ohne alle praktiſche Bedeutung; er hat vielmehr 
ungeachtet feiner bei der Bezirkshauptmaunſchaft Chrudim überreichten 
und von dieſer zur Kenntniß genommenen Anzeige ſeines Austrittes 


aus dem öſterr. Staatsverbande nach § 9 des eben erwähnten Patentes 


die Eigenſchaft eines öſterreichiſchen Staatsbürgers nicht verloren, 
und wurde daher vom Gerichtshofe erſter Inſtanz mit vollem Rechte 
noch fortan als Inländer, beziehungsweiſe nach §§ 15 und 17 des 
über die Regelung der Heimatsverhältniſſe ergangenen Geſetzes vom 
3. December 1863, Nr. 105 R. G. Bl. 
Chraſt zuſtändig betrachtet und behandelt. 
ad c) Es hat feine Richtigkeit, daß durch den Art. 14 des 
Staatsgrundſetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 die volle 
Glaubens- und Gewiſſensfreiheit Jedermann gewährleiſtet erſcheint; 
es iſt nicht minder richtig, daß dem Beſchwerdeführer nach Art. 4 
des Geſetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 49 R. G. Bl., über die 
iuterconfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger, der Uebertritt von 
der katholiſchen zur evangeliſch⸗helvetiſchen Religion vollkommen frei⸗ 
geſtanden iſt, und daß weiters durch dieſen am 20. Mai 1870 be⸗ 
werkſtelligten Uebertrit nach Art. 5 desſelben Geſetzes alle genoſſenſchaft⸗ 
lichen Rechte der katholiſchen Kirche an St. und ebenſo feine An- 
ſprüche an dieſe Kirche verloren gegangen ſind. Allein bei ſeinem 
Verhältniſſe zu ſeinen beiden Ehegattinnen, ſowie bei ſeinem Ver⸗ 
hältniſſe als öſterr. Staatsbürger in Bezug auf dieſe zweifache Ehe 
zu dem öſterr. Strafgeſetze handelt es ſich keineswegs um bloße ge- 
noſſenſchaftliche Rechte der katholiſchen Kirche, die er verlaſſen hat, 
oder der evangeliſchen Kirche helvetiſcher Confeſſion, zu der er 
übergetreten iſt, ſondern einerſeits um den Schutz von auf dem 
ehelichen Verhältniſſe beruhenden Privatrechten, da die Beſtimmungen 
über das Eherecht dem a. b. Gü B. einverleibt ſind, und anderſeits 
um die Handhabung des ſtaatlichen Strafrechtes, da die zweifache 
Ehe nach dem bſterreichiſchen Strafgeſetzbuche in §§ 206 und 207 
desſelben als ein Verbrechen erklärt und mit Strafe bedroht iſt. 
Der Vertheidiger des Angeklagten vermeint zwar, die gegen— 
theilige Behauptung auf den mit beſonderer Betonung bezogenen 
Art. 16 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 49 R. G. Bl., 
ſtügen zu können, nach welchem alle den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
widerſtreitenden Beſtimmungen der bisherigen Geſetze und Verord— 
nungen, auf welcher Grundlage ſie beruhen und in welcher Form ſie 
erlaſſen ſein mögen, ebenſo wie allfällige entgegenſtehende Gepflogen— 
beiten, auch inſoferne fie in dem hier in Rede ſtebenden Geſetze nicht 
ausdrücklich aufgehoben wurden, fernerhin nicht mehr zur Anwendung 
zu bringen ſind. Allein auch der Art. 16 des Geſetzes vom 25. Mai 
1868, Nr. 49 R. G. Bl. iſt zur Unterſtützung der bemerkten gegen— 
theiligen Behauptung nicht geeignet, da einerſeits derſelbe offenbar 
nur auf jene Gegenſtände bezogen werden kann, welche in dieſem 
Geſetze ihre Regelung gefunden haben, hierunter aber, wie aus den 
dem Art. 16 vorangehenden ſechs Capiteln dieſes Geſetzes klar zu 
entnehmen iſt, das bürgerliche Eherecht und das Strafgeſetz ganz 
gewiß nicht gehören, und da andererſeits durch das gleichzeitig erfloſ⸗ 
ſene Geſetz vom 28. Mai 1868, Nr. 47 R. G. Bl. die in Bezug 
auf Akatholiken niemals außer Wirkſamkeit gekommenen Vorſchriften 
des von dem Eherechte handelnden zweiten Hauptſtückes des a. b. 
G. B. und der hiezu nachträglich erfloſſenen Geſetze und Verord— 


als in die Gemeinde 


ſchwerdeführer Studeny, welcher noch heute als öſterreichiſcher 
Staatsbürger zu betrachten und zu behandeln iſt, der Macht der 
öſterreichiſchen Geſetze nicht entrückt, es muß vielmehr die ihm zur 
Laſt liegende Handlung der zweifachen Eheſchließung nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Gefetze beurtheilt werden, wie dies auch der 
§ 4 a. b. G. B. ausdrücklich anordnet, und liegt hierin durchaus 
keine Verletzung der von ihm berufenen vorſtehend bereits beſprochenen 
Geſetzartikel. 

Der § 62 a. b. G. B. verordnet ausdrücklich, daß ein Mann 
nur mit Einem Weibe und ein Weib nur mit Einem Manne zu 
gleicher Zeit vermählt ſein darf, daß daher Jener, der ſchon verehelicht 
war, und ſich wieder verehelichen will, die erfolgte Trennung, d. i. 
die gänzliche Auflöſung des Ehebaudes rechtmäßig beweiſen müſſe, 
welche Beſtimmung für alle Religionsgenoſſen volle Geltung hat, 
weil eben das Geſetz diesbezüglich keinen Unterſchied ſtatuirt. Durch 
den § 111 a. b. G. B. iſt feſtgeſetzt, daß das Band einer giltigen 
Ehe zwiſchen katholiſchen Perſonen nur durch den Tod des einen 
Ehegatten getrennt werden könne, und daß das Band der Ehe auch 
dann ebenſo unauflöslich iſt, wenn auch nur Ein Theil ſchon zur 
Zeit der geſchloſſenen Ehe der katholiſchen Kirche zugethan war. Nur 
nichtkatholiſchen Religionsverwandten geſtattet der $ 115 a. b. G. 
B., aus erheblichen Gründen die Trennung der Ehe zu fordern; 
doch muß, wenn bloß unüberwindliche Abneigung beider Ehegatten 
als Trennungsgrund geltend gemacht wird, der Trennung noch eine 
bloße Scheidung von Tiſch und Bett vorangehen, durch welche aber 
das Eheband nicht aufgelöst, ſondern lediglich das Beiſammenleben 
und die Leiſtung der ehelichen Pflicht ſuspendirt wird. 

Da zur Zeit der von Studeny mit Magd. Suda geſchloſſenen 
Ehe beide Theile katholiſch waren, und die Letztere es noch iſt, da 
ſie ſich ferner noch am Leben befindet und ihre Ehe mit Studeny 
bisher nicht ungiltig erklärt, ja auf das Erkenntniß ihrer Ungiltigkeit 
bis nun von keinem Theile und namentlich nicht von Studeny bei 
dem zuſtändigen Civilgerichte eine Klage eingebracht wurde, ſondern 
zwiſchen ihnen lediglich eine Scheidung von Tiſch und Bett eingetre⸗ 
ten iſt, fo müßte dieſe Ehe nach $ 111 a. b. G. B. ſelbſt dann 
noch als aufrecht beſtehend betrachtet werden, wenn Studeny auch ſchon 
zur Zeit der Abſchließung derſelben Akatholik geweſen wäre. 

Durch feinen erſt ſpäter erfolgten Uebertritt von der fatholtichen 
zur evangeliſchen Religion wurde demnach hierin nichts geändert, wie 
dies auch durch den Juſtizminiſterialerlaß vom 14. Juli 1854, Nr. 
194 R. G. Bl., ſeine volle Beſtätigung findet, in deſſen Abf. 1 aus⸗ 
drücklich beſtimmt wird, daß Ehen, bei deren Eingehung beide Ehe— 
theile oder doch einer derſelben der katholiſchen Religion zugethan war, 
im Falle des Uebertrittes des Einen oder beider Eheleute zur evan— 
geliſchen Religion nicht getrennt werden können, da die Aenderung 
des Religionsbekenntniſſes die Unauflöslichkeit der nach den Grund— 
ſätzen der katholiſchen Religion eingegangenen Ehe nicht aufzuheben 
vermag, welche Beſtimmung übrigens auch im § 57 des Anhanges I. 
des kaiſerl. Patentes vom 8. October 1856, Nr. 185 R. G. Bl., 
aufgenommen war. 


Zur Auffaſſung des Begriffs des „zufammenhängenden Grunde 
complexes“ im Sinne des Jagdpatentes. 


Anläßlich der Verpachtung der Gemeindejagd M. begehrte Gräfin 
W. die Ausſcheidung mehrerer ihr gehörigen, in der Gemeinde M. 
gelegenen Grundparcellen im Flächenmaße von 291 Joch. Gräfin W. 
behauptete, daß dieſe Grundparcellen theils unter ſich in unmittelbarem 
Zuſammenhange ſtänden, theils der Zuſammenhang von der Art ſei, 
daß man von einem Grundſtücke zum anderen über öffentliche Wege 
gelangen könnte, ohne dabei fremden Grund zu betreten. 

Die Gemeinde M. wollte aus verſchiedenen Gründen auf dieſes 
Begehren nicht eingehen und es kam zu einer commiſſionellen Er— 
hebung. Bei derſelben wurde conſtatirt, daß die in lite befangenen 
Grundparcellen zwar bald durch Aneinandergrenzung, bald durch öffent- 
liche Wege in der Weiſe in Verbindung liegen, daß man von einem 
Grundſtücke zum anderen gelangen kann, ohne fremden Grund und 
Boden zu betreten, daß aber dieſe Parcellen im Umkreiſe von beiläufig 
einer Meile ſo zerſtreut ſituirt ſind, daß man nur nach Zurücklegung 


größerer Wegeſtrecken von 220, 471, 640 und 680 Klafter mittelft 
der beſtehenden Feldeommunicationswege zu ihnen ſich begeben kann. 

Darnach erfloß die Entſcheidnng der Bezirksbehörde dahin, 
daß dem Jagdexeindirungsbegehren der Gräfin W. keine Folge gegeben 
werde, weil die gräflichen Grundparcellen zerſtreut und entfernt 
liegen und keinen zuſammenhängenden Grundcomplex im Sinne des 
Geſetzes bilden, außerdem eine geregelte Jagdausübung durch Bildung 
von verworren in einander laufenden Jagdgebieten ſehr erſchwert werde. 

Gräfin W. recurrirte gegen dieſe Enticheidung und berief ſich 
darauf, daß ihr die Waldeultur ſehr erſchwert ſei, wenn durch die 
fraglichen Grundparcellen, welche beſaamt und bepflanzt würden, 
fremde Jäger durchſtreiften. 

Die Landesſtelle, welche noch feſtſtellen ließ, daß die, die ein— 
zelnen Parcellen verbindenden Wege in der That öffentliche Wege 
ſeien, beſtätigte die Entſcheidung der erſten Inſtanz; ebenſo das k. k. 
Ackerbauminiſterium, deſſen unterm 11. April 1875 ergangene 
letztinſtanzliche Entſcheidung lautet, wie nachſteht: 

„Dem Miniſterialrecurſe der Gräfin W. gegen die Entſcheidung 
der Landesſtelle, womit derſelben das Recht der ſelbſtändigen Aus— 
übung der Jagd gemaͤß § 5 des Jagdpatentes vom 7. März 1849 
auf mehreren ihr gehörigen, in der Gemeindemarkung M. gelegenen 
Grundparcellen verweigert wurde, wird keine Folge gegeben, weil die 
Geſammtheit des der Gräfin W. in der genannten Gemeinde eigen— 
thümlichen Grundbeſitzes keinen zuſammenhängenden Complex von 200 
Joch bildet, indem die größeren der einzelnen Grundparcellen zumeiſt 
nur mittelſt öffentlicher Wege in Verbindung ſtehen, durch den 
Längenzug inmitten fremder Gründe hinlaufender Verbindungswege 
aber ein Zuſammenhang zwiſchen räumlich auseinander liegenden 
Grundſtücken im Sinne der Miniſterialverordnung vom 31. Juli 
1849, R. G. B. Nr. 342 nicht hergeſtellt wird.“ E— e. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſter iums des Innern v. 19. Oetober 1875, 3. 1858 in Betreff der 
Trausportkoſtenzahlung bei Iwangstransporten in den unter § 1 des Geſetzes v. 
27. Jull 1871, R. G. Bl. Nr. 88 nicht einreihbaren Füllen, insbeſondere bei 
zwangsweiſer Ueberſtellung von entwichenen Dienftboten und bei lleherſtellung von 
Zwanglingen und Gorrigenden in die Zwangs- und Beſſerungsauſtalten. 


Rückſichtlich der durch vorgekommene Anſtände und Zweifel in Anregung 
gebrachten Frage, wem bei verſchiedenen, unter die im § 1 des Geſetzes vom 
27. Juli 1871, Nr. 88 des R. G. Bl. nicht einreihbaren Arten von Zwangs⸗ 
transporten die Beſtreitung der Transportkoſten zur Laſt zu fallen habe, wird den 
k. k. Landesbehörden Nachſtehendes zur Richtſchnur eröffnet: 

Es ſind zunächſt jene Fälle zur Sprache gekommen, bei denen es ſich 
darum handelt, einen aus dem Dienſte entwichenen Dienſtboten, Gewerbsgehilfen 
oder Lehrling im Grunde der beſtehenden Dienſtbotenordnungen resp. der §§ 74, 
80, 99 und 101 der Gewerbeordnung zwangsweiſe in den widerrechtlich verlaf— 
jenen Dienſtort zurückzuſtellen oder zum Antritt des Dienſtes zwangsweiſe zu 
verhalten. 

Liegen rückſichtlich des zu Transportirenden außer dem Factum ſeiner Ent— 
weichung aus dem Dienſte zugleich ſolche Umſtände vor, welche deſſen Einreihung 
in die im § 1 des Geſetzes vom 27. Juli 1871 aufgezählten Kategorien zuläfiig 
machen und fällt der Zielpunkt des Transportes mit der Heimatsgemeinde des 
Eutwichenen zuſammen, ſo kann es keinem Anſtande unterliegen, ein ſolches In— 
dividuum nach dem citirten Geſetze zu behandelu und werden ſodann auch die 
Transportkoſten nach Bor chrift dieſes Geſetzes zu beſtreiten fein. 

Treffen aber obige Bedingungen nicht ein, ſo muß daran feſtgehalten 
werden, daß das Verhältniß zwiſchen dem Dienſt- oder Gewerbsherrn und dem 
Dienſtboten oder gewerblichen Arbeiter ein privatrechtliches iſt. 

Der widerrechtliche Bruch dieſes Verhältniſſes von Seite des Dienſtboten 
oder Arbeiters begründet zwar eine nach den beſtehenden Dienſtbotenordnungen 
und nach der Gewerbeordnung zu ahndende Uebertretung, allein die zwangsweiſe 
Verhaltung des Vertragsbrüchigen zur Erfüllung ſeiner Pflicht bildet keinen Be— 
ſtandtheil der Strafe und erfolgt jederzeit nur über Verlangen des Dienſt⸗ oder 
Gewerbsherru, deſſen Privatintereſſe allein die Fortſetzung des abgebrochenen 
Dienſtverhältniſſes oder den Antritt des Dienſtes erheiſcht. 

Es liegt daher in der Natur der Sache, daß der Dienft- oder Gewerbs— 
herr, welcher die zwangsweiſe Stellung des den Dienſt Verweigernden beanſprucht, 
die Koſten dieſes Zwangstransportes zu beſtreiten hat, unbeſchadet des ihm zu⸗ 
ſtehenden Rechtes, ſich an dem Schuldtragenden, es ſei dies der Entwichene jelbit 
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oder ein Anderer, der den Entwichenen vorſchriftwidrig in Arbeit oder Unter— 
ſtand genommen hat, diesfalls zu regreſſiren. 

In analoger Weife wird vorzugehen ſein, wenn es ſich um land- und 
ſorſtwirthſchaftliche Hilfsarbeiter oder Taglohner handelt, bezüglich deren die 
Miniſteriawerordnung vem 15. März 1860, Nr. 73 des R. G. Bl. die Com⸗ 
petenz der politiſchen Behörden zur Entſcheidung über die Streitigkeiten zwiſchen 
denſelben und den Land- und Forſtwirthen regelt. 

Eine andere Karegerie ſolcher Zwangstransporte betrifft die Ueberſtellung 
von Zwänglingen und Corrigenden in die Z vangsarbeits- und Beſſerungsanſtalten. 

Das Miniſterium des Innern hat aus den diesfalls von den k. k. Landes— 
ſtellen eingeholten Berichten erſehen, daß rückſichtlich dieſer Art von Zwangs- 
transporten bis zum Erſcheinen des mehrerwähnten Geſetzes vom 27. Juli 1871 
nirgends Anſtände vorgekommen ſind, und daß die Koſten dieſer Transporte, wo 
ſie nicht von der Heimatsgemeinde oder von den um die Abgabe des Betreffenden 
in die Zwangsarbeitsanſtalt bittlich gewordenen Verwandten des Zwänglings felbſt 
beſtritten wurden, allerorts von den Landesfonden getragen worden find, ſet es 
auf Grund pecieller Directiven, ſei es in Hinblick auf die durch die Allerhöchſte 
Entſchlicßung vom 14. September 1852 (h. o. Erlaß vom 19. September 1852, 
3. 5485 M. J.) auf die Landesfonde übergegangene Verpflichtung zur Tragung 
der Schubkoſten im Allgemeinen. 

Das Reichsgeſe vom 27. Jult 1871, Nr. 88 hat hieran nichts geändert; 
denn dasſelbe behandelt laut § 1 nur die Fälle der Abſchiebung in die Heimat 
oder eines dem Geltungsgebiete des Geſetzes nicht angehörigen Individuums über 
die Staatsgrenze und berührt ſonach die hier in Frage ſtehenden Zwangs— 
traneporte nicht. 

Es liegt alſo keine Veranlaſſung vor, in dem bisherigen Vorgange bezüglich 
der Beſtreitung der Koſten der Ueberſtellung von Zwänglingen oder Corrigenden 
in die Zwangs⸗ oder Beſſerungsanſtalten eine Aenderung eintreten zu laſſen. 

Ruckſichtlich der weiters zur Sprache gebrachten Koſten für die Ueber— 
ſtellung von Geſetzesübertreteru, entſprungenen oder ſteckbrieflich verfolgten In- 
quifiten oder Sträflingen an das Gericht, oder für den Transport, der von 
Amtswegen zu Stellende , alſo auch der Recrutirungsflüchtlinge, werden die k. k. 
Landesbehörden auf die hierortigen Normalerläſſe vom 26. Auguſt 1870, Z. 11.328 
und vom 18. Mai 1870, 3. 6619 hingewteſen. 


Perſon alien. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphendirector Anton Sponar v. Blins- 
dorf in Graz den Titel und Charakter eines Dbertelegraphendirectors tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Director des Centralbureau der europaiſchen 
Domänencommiſſion in Galatz Eduard Emil Wolf den Ritterſtand verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Mappenar chivar Johann Couarde in Zara den 
Titel eines Mappenarchivsdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamtsvofficial Peter Mus lavic in 
Zara das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Miniſter⸗ 
rathspräſidium Ludwig Pittner das Ritterkreuz des Franz-Joſef-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe im Miniſterium des Innern Joſef 
Indra den Titel und Charakter eines Oberbaurathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamts-Verwalter des Hauptzollamtes in 
Olmütz Karl Homolatſch taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verltehen. 

Der Finanzminiſter hat die Oberzolltuſpectoren Auguft Hrüner und Johaun 
Kempf zu Finanzräthen für den Bereich der Finanz- Landes ⸗Direction in Prag 
ernannt. 


Erledigungen. 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Gmundner Forſt- und Domänendtrection in 
der eilften Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtelevenſtelle mit 500 fl. jährlichem Ad— 
jutum. (Amtsbl. Nr. 267.) 

Forſtaſſiſtenten⸗ eventuell Forſtelevenſtelle bei der tiroliſch-vorarlbergiſchen 
Forſt⸗ und Domänendirection, erſtere mit der eilften Rangsclaſſe, letztere mit 
500 fl. Adjutum, bis 15. December. Amtsbl. Nr. 270.) 

Bezirksſchätzungsreferentenſtelle bei der Grundſteuer⸗Regulirung in Dal 
matien mit 4 fl. Taggeld bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 271.) 

Spitalarzteoſtelle in Krems mit 500 fl. Functionsgehalt und 100 fl. 
Quartiergeld oder freier Wohnung, bis Ende December 1875. (Amtsbl. Nr. 274.) 


Im Verlage von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgalfe 17, 
iſt erſchienen: 

Oeſterreichiſcher Juriſten⸗Kalender. Taſchenbuch für Advo⸗ 
caten, Notare, Juſtiz- und Verwaltungsbeamte. Redigirt und 
Herausgegeben von Dr. Guſt. Kohn, Hof- und Gerichtsadvoeat, 
in Wien, VII. Jahrgang 1876, eleg. geb. in Taſchenformat. Preis 
1 fl. 60 kr., franco pr. Poſt 1 fl. 75 kr. ö. W 

Der heurige Jahrgang dieſes beſtredigirten Juriſtenkalenders wurde von 
den Fachblättern ſeines reichen Inhaltes und ſeiner praktiſchen Verwendbarkeit 
halber mit Recht beitens empfohlen. 


Fur den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


